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Antworten DIE LINKE Berlin auf Ihren Wahlprüfstein zur AGH-
Wahl 2026  

 

                                                                                                  Berlin, den 23.4.26 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank, dass Sie mit dem von Ihnen erarbeiteten Wahlprüfstein einen 
wichtigen Beitrag zur politischen Willensbildung in Berlin leisten! 

Im Folgenden finden Sie die Antworten von Die Linke Berlin auf Ihre Fragen.  

Wahlprüfstein 1: Strukturelle Stärkung des Tanzes 

Strukturell gliedert sich die Sparte Tanz in Berlin wie folgt auf: 1. in vier 
institutionell geförderte Compagnien mit eigenen künstlerischen 
Handschriften (darunter das Staatsballett Berlin als Teil der Stiftung Oper 
ohne eigene Bühne), 2. in eine zwar breite, aber sehr fragil aufgestellte 
dezentrale Infrastruktur der Produktionsorte und Spielstätten, die 
weitgehend privatwirtschaftlich organisiert ist, 3. in eine 2500 
Akteur*innen starke Künstler*innenschaft, von denen 2300 als 
Soloselbstständige unter hoch prekären Arbeitsbedingungen die 
künstlerische Vielfalt des Tanzes in Berlin prägen. Ca. 1800 
Vorstellungen zählt der Berliner Tanzkalender pro Jahr, der enorme 
Output sowie die ästhetische und künstlerische Diversität der Berliner 
Tanzkünstler*innen strahlen durch unzählige nationale und internationale 
Gastspiele weit über die Hauptstadt hinaus und gelten weltweit als 
einmalig.  
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Wie viel aber ist der Tanz der Stadt Berlin wert? Die Förderung des 
Tanzes mit all seinen Künstler*innen und Einrichtungen nimmt im Berliner 
Kulturhaushalt 3% ein, in der Maßnahmengruppe der Darstellenden 
Künste MG 02 „Bühne/Tanz“ ist der Tanz neben den beiden weiteren 
(Bühnen-)Sparten Theater und Oper mit ca. 9% deutlich 
unterrepräsentiert. Der Tanz in Berlin ist nicht institutionalisiert und 
kämpft seit Jahrzehnten um die Auflösung dieses strukturellen Defizits.  

• Inwieweit setzt sich Ihre Partei für die Behebung des strukturellen 
Defizits im Tanz ein? Mit welchen Maßnahmen plant Ihre Partei, den 
Tanz zu stärken und seine unzureichende Finanzierung im 
Kulturhaushalt auszugleichen? 
 
Der Linken Berlin ist bewusst, dass die einstigen Fortschritte für die 
Tanzszene (Modellprojekt Tanz im Jahr 2018) und vor allem die 
Soloselbstständigen sukzessive kassiert worden sind. Nachdem 
begonnen wurde, gemeinsam darüber nachzudenken, wie sich 
Unterfinanzierung, Mangel an Probenräumen, prekäre 
Arbeitsbedingungen, fehlende Förderinstrumente vor allem auch für 
den Nachwuchs, beheben lassen, ist spätestens mit dem 
Nachtragshaushalt 2024 und dem jetzigen Doppelhaushalt eine Rolle 
rückwärts gemacht worden. Leidtragende sind die Künstler*innen, ist 
die Tanzszene und die Stadt, die an Strahlkraft verliert und verlöre, 
gäbe es solche Kulturereignisse wie die Tanztage nicht mehr, gingen 
Orte wie die Sophiensäle verloren, müssten Soloselbstständige Berlin 
verlassen, weil sie sich hier ihre Arbeit nicht mehr leisten können, 
kämen weniger Tanz-Künstler*innen mit Hilfe eines Stipendiums nach 
Berlin.  
Wir wissen um das strukturelle Defizit, das sich nicht einfach wird 
heilen lassen. Denn die Ausgangslage nach den anstehenden AGH-
Wahlen wird schwierig, wer auch immer dann die neue Regierung 
stellen wird. Dass die Förderung des Tanzes im Berliner Kulturhaushalt 
gerade mal 3 Prozent des Kulturetats ausmacht, kann und darf so 
nicht bleiben.  
Berlin ist eine Stadt des Tanzes, dafür weltberühmt und das zu Recht. 
Tanz steht „den Wurzeln aller Kunst am nächsten“, wie der 
Musikwissenschaftler Curt Sachs schrieb. Tanz schafft die Räume, 
über alle Sprachbarrieren hinweg gemeinsam Kunst zu erleben. Das 
sollte sich auch in den dieser Sparte zugewiesenen Mitteln 
widerspiegeln. Eine unserer Hauptforderungen und -anliegen im 
Bereich Kultur ist es, den kleinsten Einzelhaushalt von gegenwärtig 
knapp unter zwei Prozent des Gesamthaushaltes kurzfristig auf 2,5 
Prozent, mittelfristig auf 3 Prozent des Gesamtetats zu erhöhen. 
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Damit ließen sich die größten angestauten strukturellen Defizite – wie 
im Bereich Tanz – zumindest erst einmal abmildern.  
Ein zweiter aus unserer Sicht notwendiger Schritt besteht darin, dann 
gemeinsam zu überlegen, wie sich Unterfinanzierung, Mangel an 
Probenräumen und prekäre Existenzsicherung für Soloselbstständige 
beheben lassen. Die gemeinsam, zu erörternde Frage ist, wie man 
Nachhaltigkeit herstellen kann versus Kurzatmigkeit.  
Wir teilen den Befund von Elena Philipp im Magazin „Tanzraum“ 
(Januarausgabe), der lautet: „Dass die Berliner Tanzszene, für 
Jahrzehnte in Europa bewundert, derzeit erneut in die Prekarität 
zurückrutscht, ist eine kulturpolitische Katastrophe.“ Diese 
Katastrophe gilt es zu verhindern! Und das werden wir wohl nur 
schaffen, wenn wir uns wieder an einen Tisch setzen und gemeinsam 
überlegen, wie das gehen kann.  

 
 

• Inwieweit setzt sich Ihre Partei für den Erhalt der einmaligen 
dezentralen Struktur Berliner Tanzorte ein und macht sich gleichzeitig 
stark für das seit Jahrzehnten geforderte - und seit dem Runden Tisch 
mit Konzeptpapieren konkretisierte - Vorhaben eines Berliner Hauses 
für Tanz und Choreografie inklusive TanzArchiv und 
Tanzvermittlungszentrum? 
 
Mit der Bewilligung von Geldern für eine zweijährige Konzeptphase für 
das Projekt eines zentralen Hauses für den Tanz hatte die damalige 
rot-grün-rote Regierung ihren Willen bekundet, ein solches Vorhaben 
zu unterstützen. Es wäre sowohl als Ort mit einer Ausstrahlung weit 
über Berlin hinaus wichtig vor allem aber als feste Institution für Tanz, 
Tanz-Archiv und Choreografie eine Ressource, die der Gegenwarts-
Tanz braucht. Ein Hub, ein Home, ein Zentrum und weltweit 
einzigartig. Das vorgelegte Konzept ist überzeugend.  
Wir müssen zugleich konstatieren, dass die schwarz-rote Koalition 
zum Beispiel mit dem Standort Alte Münze Hand an Ressourcen und 
Orte gelegt hat, die – wie in diesem Fall für den Jazz – als Häuser der 
Kultur und für die Freie Szene vorgesehen waren.  
Da es das Konzept für ein Haus für Tanz und Choreografie gibt, finge 
man zwar nicht bei null an, aber es wäre unseriös, zu behaupten, dass 
sich kurzfristig ein Haus des Tanzes realisieren lässt. Was sich sagen 
lässt: Die Linke Berlin will ein solches Haus und wird sich dafür 
einsetzen, dass es Realität wird.  
 
Zugleich wäre es notwendig, die dezentrale Struktur vorhandener 
Tanzorte zu sichern und sukzessive auszubauen. Wie das Netzwerk 
TanzRaum Berlin richtig feststellt, ist Dezentralität ein Hauptmerkmal 
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der Berliner Tanzlandschaft, wird jedoch fast ausschließlich durch 
privatwirtschaftliches und viel ehrenamtliches Engagement getragen. 
Der Runde Tisch Tanz hat in seinen Handlungsempfehlungen 
Strukturförderung (damals für den Haushalt 2024/25) notwendige 
Mittel für einzelne Maßnahmen mit Hausnummern versehen. In einem 
ersten Schritt sollte entlang dieser mit viel Expertise unterlegten 
Empfehlungen geschaut werden, was sich kurzfristig realisieren lässt, 
was mittelfristig machbar ist und was langfristig funktioniert.  

  
• Der Tanz ist als Raumkunst auf bezahlbare, temporär wie langfristig 

anzumietende Arbeitsräume angewiesen. Welche Arbeitsraumpolitik 
verfolgt Ihre Partei? Über die Standortsicherung hinaus, wie stellen 
Sie den Ausbau des Arbeitsraumprogramms sicher? 

 
Mit dem Nachtragshaushalt 2024 und dem Doppelhaushalt 2026/27 
ist das Arbeitsraumprogramm für freischaffende Künstlerinnen und 
Künstler und die Amateurkunst in Gefahr geraten. Die Koalition hatte 
bereits 2025 angekündigt, sich nur noch um die Sicherung 
bestehender Arbeitsräume kümmern zu wollen und den Bestand an 
Arbeits- und Atelierräumen für die Freie Szene nicht zu erweitern, weil 
dafür kein finanzieller Spielraum vorhanden sei. Aber auch der 
Bestand ist durch auslaufende Mietverträge, Einschränkung des 
Handlungsspielraums der Generalmieter*innen und andere 
Prioritätensetzung gefährdet. Gleichzeitig drohen den Künstler*innen 
steigende Mieten, obwohl sie dringend auf niedrige Kosten für ihre 
Arbeitsräume angewiesen sind.  
Gegenwärtig besteht die wichtigste Aufgabe darin, Bestehendes zu 
erhalten und das Thema Arbeitsräume immer wieder aufzurufen. Ein 
Paradigmenwechsel in der Arbeitsraum-Politik der Koalition ist nicht 
zu erwarten.                                                                                                                 

Unsere Arbeitsraumpolitik setzt folgende Prioritäten: 
Bestandssicherung und verhindern, dass weitere Arbeitsräume und                  
-orte verloren gehen; 
Stärkung der durch die Koalition zunehmend in ihren 
Handlungsspielräumen eingeschränkten Kulturraum Berlin gGmbH; 
Vereinfachung des Zuwendungsrechtes und der Förderinstrumente; 
Unterstützung des Projektes „Runder Tisch Arbeitsräume für Kultur“, 
um die Expertise der Kulturschaffenden einbeziehen zu können; 
Ausloten aller Möglichkeiten für Mehrfach- und Zwischennutzung; 
Kurz- und mittelfristig Aufstockung des Arbeitsraumprogramms im 
ersten Schritt auf das Niveau vor dem Nachtragshaushalt 2024. 
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Uns ist klar, dass Arbeits- und Probenräume für Tanz besondere 
Anforderungen an die Ausstattung erfüllen müssen und dafür mehr 
Mittel notwendig sind, als für beispielsweise Atelierräume. Auch das 
gilt es zu bedenken, wenn wir gemeinsam nach Wegen suchen, wie 
sich die gegenwärtig prekäre Lage verbessern lässt.  

Die Linke Berlin wird sich dafür einsetzen, dass ein Teil der vom Bund 
in einem Sonderprogramm an die Länder verteilten Investitionsmittel 
für Investitionen in die notwendige Hardware für Kultur zur Verfügung 
gestellt wird. Gegenwärtig ist nichts dergleichen geplant.  
 

 
Wahlprüfstein 2: Sicherung des künstlerischen Arbeitens 

Kulturförderung hat die Aufgabe, professionelles künstlerisches Arbeiten 
als vollständige Erwerbsbiographie über alle Altersstufen hinweg 
anzuerkennen. Dies bedeutet, Arbeit an den Institutionen wie in der 
Freien Szene gleichermaßen als Teile der professionellen 
Kulturlandschaft zu honorieren, den Bedarfen in den unterschiedlichen 
Karrierestufen gerecht zu werden, den Übergang der Künstler*innen in 
das und aus dem Berufsfeld strukturell abzusichern und zu begleiten und 
kontinuierliches, professionelles Arbeiten zu sichern.  

• Angesichts von durchschnittlich ca. 12.000 € Jahresbruttoeinkommen 
im Tanz, welches Modell zu sozialen Mindeststandards / zur sozialen 
Absicherung von freischaffenden Choreograf*innen und 
Tänzer*innen verfolgt Ihre Partei? 
 
Wir unterstützen das Vorhaben eines Berliner Kulturfördergesetzes 
und die von den Initiator*innen formulierte Forderung: „In einem 
Kulturfördergesetz müssen verbindliche soziale Mindeststandards 
(Honoraruntergrenzen etc.) in der Projektförderung ebenso wie an 
den Institutionen festgeschrieben werden. Eine faire Entlohnung muss 
für professionelle künstlerische und kulturelle Arbeit in den 
Darstellenden Künsten auch über diese Mindeststandards hinaus 
ermöglicht werden. Die Absicherung von Lebensrealitäten wie 
Krankheit, Elternschaft, Care-Arbeit oder Berufsunfähigkeit muss als 
Teil einer Kulturförderung gedacht werden. Ebenso muss ein 
stufenweiser Auf- und Abstieg in den Fördersystemen 
festgeschrieben werden.“  
 
Faire Honorare heißt, dass öffentliche Gelder Existenzsicherung und 
Absicherung im sozialen Sicherungssystem gewährleisten müssen. 
Davon sind wir im Bereich Tanz bei Soloselbstständigen weit entfernt. 
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Das Rechnungsmodell basierend auf dem TvÖD der Gewerkschaft 
ver.di sollte als Grundlage dienen, um hier Verbesserungen zu 
erreichen.  
   

• Wie würde Ihre Partei sich dafür einsetzen, ein Modell zur sozialen 
Absicherung von Künstler*innen (Beispiele aus Irland, Frankreich, 
Belgien) auch in der Bundesgesetzgebung zu verankern? 
 
In Regierungsverantwortung würden wir uns für ein solches Modell im 
Bundesrat einsetzen. In der Opposition werden wir ebenfalls dafür 
kämpfen.  
 
 

• Im November 2025 hat der BFDK die Empfehlungen der 
Honoraruntergrenze für freischaffende Künstler*innen in Anlehnung 
an die angehobenen Mindestgagen im NV Bühne erhöht. Wie stellt 
Ihre Partei eine faire Entlohnung für professionelle künstlerische und 
kulturelle Arbeit in den Darstellenden Künsten auch über diese 
Mindeststandards hinaus sicher, in der die Absicherung von 
Lebensrealitäten wie Krankheit, Elternschaft, Care-Arbeit, 
Berufsunfähigkeit, das Risiko von Altersarmut als Teil der 
Kulturförderung mitgedacht wird? 
 
Der Berliner Senat bezieht sich immerhin als erstes Bundesland seit 
2015 auf die Honoraruntergrenzen-Empfehlung des LAFT Berlin. 
Seitdem wurden dreimal Erhöhungen der Honoraruntergrenze in 
Anlehnung an den BFDK vorgenommen. Mit den Kürzungen 2024/25 
zeichnete sich ab, dass diese positive Entwicklung in Gefahr gerät. 
Und auch wenn für den Doppelhaushalt Geld (2 Millionen Euro) für die 
Umsetzung von Honoraruntergrenzen eingestellt wurde, reicht dies 
nicht aus, um der Prekarität im Bereich Tanz ausreichend 
entgegenzuwirken. Denn die Einführung von Mindeststandards und 
die sukzessive Erhöhung von Honoraruntergrenzen ist durch nicht 
ausreichende Finanzierung gefährdet und hält mit der Entwicklung 
der Lebenshaltungskosten, die gerade in einer Metropole wie Berlin 
u.a. durch die Mietenexplosion besonders stark steigen, nicht Schritt 
- geschweige denn, dass Soloselbstständige ausreichend Vorsorge 
fürs Alter treffen können. 
 
Eine Reform des Zuwendungsrechts und der Fördersysteme muss 
sich der Frage widmen, welche Stellschrauben gedreht werden 
müssen, um daran etwas zu ändern. Die Linke steht dafür, dass 
solche Aufgaben nur bewältigt werden können, wenn die 
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Einnahmeseite des Landes mitbetrachtet und gestärkt wird. Sie hat 
Vorschläge unterbreitet, was dafür getan werden kann und muss.  

 
 

• Wie würde Ihre Partei ein dynamisches Fördersystem konzipieren, 
das auf schwankende Entwicklungen von Inflation, Mietsteigerung, 
Tarifentwicklung etc. z. B. durch dynamische Indexierung von 
Fördertöpfen/Zuwendungen reagiert (Kopplung von 
Mindesthonoraren an Tarifentwicklung, Indexierung von Sachkosten / 
Mietpreisanpassung)? 
 
Die Kopplung von Mindesthonoraren an die Tarifentwicklung ist aus 
unserer Sicht zwingend geboten. Dazu kommt die Aufgabe, Mieten 
für Arbeitsräume über das Arbeitsraumprogramm kostengünstig zu 
halten und das Arbeitsraumprogramm auszuweiten. Da, wo die 
Jahreseinkommen aus freiberuflicher künstlerischer Arbeit besonders 
prekär sind – und dieser Befund trifft auf den Tanz zu – muss zuerst 
das Augenmerk liegen. Vergütung und Honorare werden deshalb ein 
politischer Schwerpunkt für Die Linke sein. Die 
Fehlbedarfsfinanzierung muss sukzessive der 
Festbetragsfinanzierung weichen.  
 
Wir wissen aus dem Jurykommentar zu den Empfehlungen für die 
zweijährige Basisförderung für Produktionsorte und die vierjährige 
Konzeptförderung, dass viele Künstler*innen, um ihre Chancen auf 
Förderung zu erhöhen, von vornherein viel zu niedrige Summen 
kalkulieren. Selbstausbeutung wird so zur Regel. Dass dies so ist, 
liegt an den nicht ausreichenden bereitgestellten Mitteln, denn nur ein 
Bruchteil der eingereichten Anträge kann entsprechend gefördert 
werden.  

 

Wahlprüfstein 3: Distribution & Sichtbarmachung des Tanzes 

(Inter)nationale Gastspiele und Vernetzung stellen ein wichtiges 
Standbein für die wirtschaftliche Unabhängigkeit und Entwicklung von 
Compagnien und freien Choreograf*innen dar. Das Ende des 
Distributionsfonds (Maßnahme aus dem Runden Tisch Tanz) zur 
Unterstützung von Künstler*innen in der inter-/nationalen Vernetzung 
und Akquise, die Streichung des Förderinstruments 
Reisekostenzuschüsse für Auslandsvorhaben sowie das Aus der 
Onlineplattform www.tanzforumberlin.de, die ein wichtiger Motor der 

http://www.tanzforumberlin.de/
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Vermarktung von Berliner Künstler*innen war, schaden der Branche 
massiv.  

• Mit welchen Maßnahmen stellen Sie sicher, dass der Tanz/die 
Darstellenden Künste jenseits der üblichen projektgeförderten 2-4 
Vorstellungen nachhaltig produzieren und sichtbar in der Stadt Berlin 
wirken kann? 

• Mit welchen Maßnahmen stellen Sie sicher, dass der Tanz aus Berlin 
sein weltweites Renommee halten und inter-/national ausstrahlen 
kann? 

• Wie sichern Sie zukünftig die Sichtbarmachung des Tanzes aus Berlin 
analog und digital? 

 
Diese Fragen sind insofern schwer zu beantworten, als die 
Voraussetzung, hier wirksam zu werden, darin besteht, insgesamt 
mehr Geld für den Tanz zur Verfügung zu stellen. Mit den 
vorhandenen Mitteln, wie sie im Doppelhaushalt eingestellt sind, wird 
sich substanziell in diesen Bereichen nicht viel tun lassen. Der Tanz 
wird an Strahlkraft verlieren, wenn die Künstler*innen gezwungen 
sind, ihre prekäre Lebenssituation zu meistern, Orte des Tanzes 
drohen zu verschwinden und aus guten Ideen (wie z. B. dem Haus des 
Tanzes) keine Taten werden.  
Die Linke wird sich dafür einsetzen, dass die materiellen 
Voraussetzungen verbessert werden, den Tanz als ein 
herausragendes Beispiel für künstlerische Innovation, 
Experimentierfreude und als Publikumsmagnet in der Stadt zu halten. 
Dies auch, weil der Tanz für viele Kinder und Jugendliche oft die erste 
intensive Erfahrung mit künstlerischer Betätigung oder Rezeption von 
Kunst ist – gerade auch weil er ohne Sprachbarrieren funktioniert, 
Gemeinschaft erleben lässt und soziale Barrieren überwindet.  

 

Wahlprüfstein 4: Transparenz 

Die Kunst- und Kulturszene ist im Zuge von Fördermittelaffären und 
versuchter oder tatsächlicher Einflussnahme durch die Politik an 
Kulturprogrammen auf Landes- und Bundeseben stark verunsichert. 

• Wie setzt sich Ihre Partei weiterhin für die Kunstfreiheit ein und stellt 
die Umsetzung des Artikels 5 des Grundgesetzes sicher? Welche 
Strategien sehen Sie im Zusammenschluss der demokratischen 
Parteien im bestehenden Kulturkampf von rechts? 
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Kultur ist zum zentralen Kampffeld der politischen Rechten geworden, 
die darauf zielen, Freiheit und Solidarität völkisch-national 
umzudeuten. Zugleich gibt es auch seitens der konservativen Politik 
Versuche, die Kunstfreiheit einzuhegen zum Beispiel durch die 
Anwendung des sogenannten Haber-Verfahrens. 
Der Kampf gegen jede Form von Rassismus, Antisemitismus und 
Menschenfeindlichkeit ist ein unverrückbares Fundament unserer 
Kulturpolitik. Der Zusammenschluss aller demokratischen Parteien ist 
zwingend geboten, um Angriffe der AfD auf die Vielfalt der Kultur, die 
Ermöglichung von Teilhabe und auf die Kunstfreiheit bzw. deren 
völkische Umdeutung entschieden abzuwehren. Wir werden diese 
Auseinandersetzung auch mit dem Bund führen müssen, denn die 
Entwicklung hin zu mehr Reglementierung, die Eingriffe in die 
Kunstfreiheit und Einsparungen bei in unseren Augen 
demokratiefördernder und teilhabeorientierter Kunst und Kultur ist 
besorgniserregend.     

 
 

• Wie stellen Sie sicher, dass politische Einflussnahme auf Kunst- und 
Förderprogramme verhindert wird? 
 
Wir haben mit dem notwendig gewordenen Untersuchungsausschuss 
„Antisemitismusfonds“ aufzuklären, wie es dazu kommen konnte, dass 
wir nun von einem „Fördermittelskandal“ reden. Wenn Fördermittel 
parteipolitischer Willkür folgend vergeben werden und dabei 
Haushaltsrecht gebrochen wird, ist es zwingend geboten, das nicht 
nur aufzuklären, sondern dem auch künftig vorzubeugen. Richtig ist: 
Je knapper die verfügbaren Mittel bemessen sind, umso größer ist die 
Gefahr politischer Einflussnahme. Der „kurze Dienstweg“ führt zu 
Machtmissbrauch und Willkür. Dem ist vorzubeugen bzw. da ist allen 
Anfängen zu wehren. Dafür steht Die Linke ein.  

 
• Wie unterstützen Sie die Kulturverwaltung, jurierte Verfahren 

umzusetzen und vor politischer Einflussnahme zu schützen? 
 
Paritätisch besetzte Gremien und Jurys müssen sicherstellen, dass die 
Vielfalt der Gesellschaft auf allen Ebenen abgebildet wird. Wir 
befürworten eine Ausweitung von Juryverfahren und setzen uns dafür 
ein, dass die Zusammensetzung der Jurys die Vielfalt der Kulturszene 
abbilden und diese transparent kommuniziert wird. Wir werden auch 
künftig gegen jede politische Einflussnahme auf jurierte Verfahren 
streiten und entsprechende Vergehen – siehe Antisemitismusfonds –
mit den zur Verfügung stehenden parlamentarischen Mitteln aufklären.   
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• Wie stellen Sie die Verbindlichkeit von partizipativen Prozessen und 

ihren Gutachten wie dem Runden Tisch Tanz sicher? 

 
Diesen Prozess müssen wir neu aufsetzen und dafür ist die Basis die 
im September 2023 vorgelegte Auswertung Strukturförderung Tanz 
des Netzwerkes TanzRaumBerlin, Zeitgenössischer Tanz e.V. und des 
Tanzbüros Berlin. Die sieben vorgeschlagenen Maßnahmen sollten 
Grundlage des wiederaufzunehmenden Diskussionsfadens sein. 
Angesichts der Haushaltslage ist es sicher notwendig, gemeinsam 
über eine Priorisierung und einen Stufenplan zu sprechen. 
Langzeitstipendien, Anhebung der Honoraruntergrenzen, Evaluierung 
der Fördermittel und Zuwendungspraxis, mehr Residenzförderung…                  
- dies alles ist bei näherer Betrachtung gleichermaßen wichtig und 
dringlich. Trotzdem wird es nicht möglich sein, alles gleichzeitig im 
gewünschten Umfang anzugehen. 
Wichtig ist es in unseren Augen zudem, die Suche nach einem 
Standort für das Projekt „Haus für Tanz und Choreografie“ 
voranzutreiben.   

 

Wahlprüfstein 5: Diversität 

Der Tanz mit seinen Akteur*innen ist in seiner Vielfältigkeit wie kein 
anderes Genre ein Spiegelbild der Stadtgesellschaft. Mit Pilotprojekten 
wie dem mittlerweile bundesweiten Netzwerk MAKING A DIFFERENCE 
und dem aus dem Runden Tisch Tanz hervorgegangenen Programm 
IMPACT-Förderung hat er in den letzten Jahren wegweisende 
Maßnahmen zum Abbau von Barrieren und Möglichkeiten der Teilhabe in 
der Kunst hervorgebracht. 

• Wie wollen Sie nachhaltige Konzepte für den Abbau von Barrieren 
umsetzen? Welche Rolle spielen für sie dabei Programme wie MAKING 
A DIFFERENCE und die IMPACT-Förderung? 

• Wie sorgt Ihre Partei dafür, dass sich die Vielfalt der Stadtgesellschaft 
in der Kulturförderlandschaft abbildet? 

 
Der seinerzeitige Linke Kultursenator, Klaus Lederer, hatte sich auf die 
Fahnen geschrieben, die Vielfalt der Stadtgesellschaft in einer 
vielfältigen Kulturlandschaft abzubilden. Linke Kulturpolitik bemüht 
sich, in die Fläche zu kommen, die ganze Stadt zu denken, allen 
Menschen Teilhabe zu ermöglichen, kostenfreie Angebote zu schaffen 
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und kulturelle Bildung zu fördern. Und sie bemüht sich, Barrieren 
abzubauen, was in Berlin einer Herkulesaufgabe gleichkommt, schaut 
man sich nur die großen Kulturinstitutionen und den Stand bei der 
Herstellung von Barrierefreiheit an. 

MAKING A DIFFERENCE wird aktuell mit 70.000 Euro jährlich 
gefördert, nachdem die Bundesförderung weggefallen ist. Für die 
IMPACT-Förderung stehen 500.000 Euro zur Verfügung. Das ist nicht 
nichts, aber sicher zu wenig. Auch hier wäre es unseriös, zu sagen, 
dass diese Mittel kurzfristig maßgeblich aufgestockt werden können. 
Die Barrieren für Künstler*innen mit Behinderung im Berliner 
Kulturbetrieb sind groß. Das betrifft sowohl die fehlende 
Barrierefreiheit vieler kultureller Einrichtungen, als auch alle anderen 
Zugangshürden, die bestehen. Insofern sind solche Programme und 
Fördertöpfe immens wichtig. Für Die Linke stehen sie nicht zur 
Disposition. 

 

Wahlprüfstein 6: Verbindlichkeiten für die Berliner Kunst und Kultur 

• Wie würde sich Ihre Partei dafür einsetzen, die Punkte 1-5 rechtlich 
verbindlich im Rahmen eines Kulturfördergesetzes zu implementieren? 
In welcher Zeitschiene innerhalb der nächsten Legislatur und mit 
welchem Verfahren planen Sie die Implementierung des 
Kulturfördergesetzes? 
 
Die Linke unterstützt und will ein Kulturfördergesetz und so steht es 
auch im Wahlprogramm. Der vom Verein Berliner Kulturkonferenz 
organisierte und vorangetriebene Beteiligungsprozess hat zu einem 
guten und wichtigen Ergebnis geführt. Was vorgelegt wurde, findet 
unsere Unterstützung, auch was den Wunsch nach möglichst hoher 
Verbindlichkeit eines solchen Gesetzes anbelangt. Mindeststandards 
vorzugeben, die nicht bei jeder Haushaltsverhandlung neu aufgerufen 
werden müssen, ist wichtig. Wir schließen uns (siehe oben) der 
zentralen Forderung an, sich ein Beispiel an Hamburg zu nehmen und 
einen größeren Anteil des Gesamt-Haushaltsetats für Kultur 
vorzuhalten. Drei Prozent sind einer Kulturhauptstadt angemessen. Ein 
Kulturfördergesetz kann nicht alle Verwerfungen und Versäumnisse 
heilen und auch die dort festgeschriebenen Verbindlichkeiten müssen 
sich an der Haushaltsrealität messen lassen. Aber es ist und wäre ein 
gesellschaftlicher Vertrag, ein Commitment, das einzugehen Die Linke 
bereit und willens ist. Was die Zeitschiene anbelangt: Da können wir 
uns jetzt, vor den Wahlen viel wünschen, aber letztlich werden die 
Parteien entscheiden, die einer künftigen Regierungskoalition 
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angehören. Aus unserer Sicht wäre die lange Bank ein schlechter Ort 
für den schon weit gediehenen Vorschlag für ein solches Gesetz. 
Hätten wir es zu entscheiden: In der ersten Hälfte der nächsten 
Legislatur.  
 

• Ursprünglich war die City Tax als Kulturabgabe geplant: 100% für 
Kultur und davon 50% für die freie Szene. Wie würde sich Ihre Partei 
dafür einsetzen, die Punkte 1-5 finanziell durch eine deutliche 
Anhebung des Kultursatzes der City Tax abzusichern? 
 
Eine Steuer wie die City Tax lässt sich nicht von vorneherein als 
zweckgebunden erklären. Aber es hängt vom politischen Willen ab, 
wofür die Einnahmen aus einer Steuer eingesetzt werden. Und da 
wollen wir, dass ein relevanter Teil der City Tax für die Kultur 
verwendet wird. Wie hoch dieser Teil sein kann, lässt sich seriös zu 
diesem Zeitpunkt nicht sagen. Aber dass es diesen Teil geben muss, 
sehr wohl. Und wir sagen das. 
 

• Sind sie der Meinung, dass der Kulturbereich seiner Bedeutung für 
Berlin entsprechend vom Sondervermögen des Bundes profitieren 
sollte und welche Maßnahmen erachten sie in diesem Zusammenhang 
über die bereits getroffenen Schwerpunktsetzungen hinaus für 
sinnvoll? 

 
Wie bereits an anderer Stelle geschrieben: Ja.  
 

Solidarische Grüße 

Die Linke Berlin 

 

 


